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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1411/71 hinsichtlich des Fettgehalts von Vollmilch 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe. 

Gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b zweiter 
Gedankenstrich in Verbindung mit Artikel 6 Ab- 
satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1411/71 des Rates 
vom 29. Juni 1971 zur Festlegung ergänzender Vor- 
schriften für die gemeinsame Marktorganisation für 
Milch und Milcherzeugnisse hinsichtlich der unter 
die Tarifnummer 04.01 des Gemeinsamen Zolltarifs 
fallenden Erzeugnisse^), geändert durch die Akte 
über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen 
der Verträge-), ist vom 1. Januar 1974 an ein Fett- 
gehalt von 3,5 V. H. für die an Verbraucher abgege- 
bene Vollmilch in der Gesamten Gemeinschaft ver- 
bindlich. 

In Anbetracht der Schwierigkeiten bestimmter Mit- 
gliedstaaten, diesen Fettgehalt von dem vorgesehe- 
nen Zeitpunkt an anzuwenden, erscheint es ange- 
bracht vorzusehen, daß die gegenwärtige Rechts- 
lage noch für eine kurze, von der Kommission nach 
dem Verfahren des Artikels 30 der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 des Rates vom 27. Juni 1968 über 
die gemeinsame Marktorganisation für Milch und 
Milcherzeugnisse ^), zuletzt geändert durch die oben- 
genannte Akte, festzulegende Dauer beibehalten 
werden kann - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

An Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
1411/71 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

„der in Unterabsatz 1 genannte Zeitpunkt kann nach 
dem Verfahren des Artikels 30 der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 längstens bis zum 31. Mai 1974 
hinausgeschoben werden." 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach dem 
Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 3. Juli 1971, S, 4 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28, Juni 1968, S. 13 
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Begründung 


1. Gemäß Artikel 3 und 6 der Verordnung (EWG) 
Nr. 14/11/71 des Rates vom 29. Juni 1971^) darf 
nur Milch mit einem Fettgehalt von mindestens 3,5 
V. H. als Vollmilch zum unmittelbaren Verbrauch 
in der Gemeinschaft abgegeben werden. 

Als Übergangsmaßnahine ist in Artikel 6 Absatz 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 1411/71 vorgesehen, daß 
die Mitgliedstaaten noch bis zum 31. Dezember 1973 
die in ihrem Hoheitsgebiet beim Inkrafttreten der 
genannten Verordnung geltenden nationalen Vor- 
schriften beibehalten können. 

2. In der Sitzung des Sonderausschusses Landwirt- 
schaft vom 1. Oktober 1973 hat die belgische Dele- 
gation den Wunsch geäußert, daß die für den 1. Ja- 
nuar 1974 vorgesehene Einführung des Satzes von 


3,5 V. H. insbesondere aus konjunkturpolitischen 
Gründen um einige Monate verschoben wird, um zu 
vermeiden, daß infolge der Erhöhung des Fettgehalts 
eine Erhöhung des betreffenden Milchpreises ein- 
tritt, die außerdem zu einem Rückgang des Ver- 
brauchs führen könnte. Der belgische Antrag ist von 
mehreren anderen Delegationen positiv aufgenom- 
men V70rden. 

3. Zweck des vorliegenden Verordnungsvorschlags 
ist der Erlaß einer Bestimmung, die es der Kommis- 
sion nach dem Verfahren des Verwaltungsausschus- 
ses ermöglicht, die Beibehaltung der gegenwärtigen 
Rechtslage bis zu einem sich als zweckmäßig erwei- 
senden Datum vorzusehen, längstens jedoch bis zum 
31. Mai 1974. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
30. November 1973 - 1/4 - 680 70 - E - Mi 31/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 9. November 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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